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Kommunen entlasten statt weiter vertrösten: Kommunales Bürokratierückbau-

gesetz zügig beschließen! 

a) Sachverhalt 

Niedersachsens Städte, Gemeinden und Landkreise stehen unter massivem Druck. Personal-

mangel, steigende Kosten und immer neue Berichts-, Nachweis- und Dokumentationspflichten 

binden Kräfte, die für Schulen, Kitas, Straßen, Sicherheit, Kultur und soziale Angebote dringend 

gebraucht werden. Die kommunalen Spitzenverbände haben der rot-grünen Landesregierung 

bereits am 28. Mai 2025 mehr als 80 konkrete Vorschläge für eine einfachere, schnellere und 

günstigere Verwaltung vorgelegt. Diese Vorschläge liegen damit seit über einem Jahr auf dem 

Tisch. Dennoch hat Rot-Grün bis heute kein umfassendes kommunales Entlastungsgesetz vor-

gelegt. Die CDU-Fraktion hat deshalb diese Woche im Landtag erneut die Initiative ergriffen. 

Nach dem bereits im Herbst 2025 vorgelegten Bürokratierückbaugesetz für kommunale Verga-

ben1 folgt nun der zweite Baustein: Das Kommunale Bürokratierückbaugesetz vereinfacht acht 

Landesgesetze, streicht unnötige Pflichten, digitalisiert Verfahren und stärkt die kommunale 

Eigenverantwortung. 

b) Unsere Position  

Die Vorschläge liegen seit über einem Jahr vor. Rot-Grün hat wertvolle Zeit verloren. Die 

kommunalen Spitzenverbände haben konkrete und umsetzbare Entlastungsvorschläge gelie-

fert. Dafür braucht es keine weiteren Prüfaufträge und Arbeitsgruppen, sondern politische 

Entscheidungen durch die Landesregierung. Kommunaler Bürokratierückbau muss praktisch 

spürbar werden. Mit unserem Gesetz liegt ein konkreter, abstimmungsfähiger Vorschlag vor. 

SPD und Grüne müssen jetzt zeigen, ob sie die Kommunen tatsächlich entlasten wollen oder 

weiter auf Zeit spielen. Wir wollen: 

• kommunale Energieberichte und Entsiegelungskataster abschaffen, weil diese viel Ver-

waltungsaufwand verursachen, ohne konkrete Maßnahmen vor Ort zu ersetzen. 

• die Akzeptanzabgabe für Windenergie- und Photovoltaikanlagen flexibilisieren, damit 

Kommunen die Mittel beispielsweise für Feuerwehr, Spielplätze, Dorfgemeinschaftshäuser 

oder andere örtliche Aufgaben einsetzen können. 

• Schulwechselverfahren digitalisieren und beschleunigen, mit elektronischer Antragstel-

lung, einer Entscheidungsfrist von drei Monaten und automatischer Genehmigung bei Fristab-

lauf. 

• mehr Planungssicherheit bei Flexi-Kindern schaffen, indem die Entscheidung über eine 

spätere Einschulung grundsätzlich bis zum 1. März getroffen wird. 

• das Land bei Verwaltungskräften an Schulen finanziell in die Verantwortung nehmen, 

damit Schulleitungen entlastet und kommunale Schulträger nicht weiter allein belastet werden. 

• Kita-Träger von unnötigen Konzept- und Anzeigepflichten entlasten, ohne die Anforderun-

gen an einen sicheren und kindgerechten Betrieb abzusenken. 

• weitere qualifizierte Berufsgruppen für die Sprachförderung öffnen, etwa Logopädinnen, 

Logopäden sowie Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten. 

 
1 https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08501-09000/19-
08951.pdf  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08501-09000/19-08951.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08501-09000/19-08951.pdf
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• Doppelstrukturen im Denkmalschutz abbauen, die kommunale Eigenverantwortung stärken 

und wirtschaftliche Überforderungen vermeiden. 

• Doppelmeldungen im Hunderecht abschaffen, indem Versicherungsdaten zentral erfasst 

und automatisch an die Gemeinden übermittelt werden. 

• den kommunalen Fischereischein durch ein digitales Landesregister ersetzen, damit ein 

vollständiger Verwaltungsvorgang bei den Gemeinden entfällt. 

• Erleichterungen bei kommunalen Jahresabschlüssen bis 2028 verlängern, damit insbe-

sondere kleinere Kommunen Rückstände abbauen und neue vermeiden können. 

c) Formulierungshilfe 

„Seit über einem Jahr liegen mehr als 80 konkrete Entlastungsvorschläge der kommunalen 

Spitzenverbände auf dem Tisch. Rot-Grün hat bislang kein umfassendes Entlastungsgesetz 

vorgelegt. Deshalb handeln wir: Mit unserem Kommunalen Bürokratierückbaugesetz streichen 

wir unnötige Berichte, beenden Doppelmeldungen, digitalisieren Verfahren und stärken die Ei-

genverantwortung der Städte, Gemeinden und Landkreise. Jede Stunde weniger Bürokratie ist 

eine Stunde mehr für Schulen, Kitas, Straßen und die Menschen vor Ort. Starke Kommunen 

brauchen keine neuen Vorgaben aus Hannover, sondern endlich mehr Vertrauen und echte 

Handlungsfreiheit.“ 

 

#Bürokratieabbau #StarkeKommunen #KommunaleSelbstverwaltung #Staatsmoderni-

sierung #Niedersachsen 

 
Hier finden Sie unser Kommunales Bürokratierückbaugesetz 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_12500/10501-11000/19-10930.pdf

